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Boßmeyer, Carolin

Von: Grube, Nina <Nina.Grube@bge.de>

Gesendet: Montag, 12. November 2018 16:18

An: Banzhaf Dr., Stefan; Boßmeyer, Carolin

Cc: Kanitz, Steffen; Tietze, Dr. Jörg

Betreff: 1. Entwurf Verfahrensvorschlag Akteneinsicht 

Anlagen: 20181112_Entwurf_1_f_Verfahrensvorschlag_Akteneinsicht.pdf; 20181112

_Anl.1_Bevollmächtigung und Verschwiegenheitsvereinbarung.pdf; 

20181112_Anl.2_Verschwiegenheitsvereinbarung.pdf

Sehr geehrte Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums, 

sehr geehrte Frau Boßmeyer, 

sehr geehrter Herr Dr. Banzhaf, 

 

wie in dem Gespräch zwischen Frau Prof. Schreurs und Herrn Prof. Töpfer mit Herrn Studt und Herrn Kanitz am 

23.10. vereinbart, übersenden wir Ihnen am heutigen 12.12. einen ersten Entwurf eines Vorschlages der BGE zur 

Umsetzung des Rechtes auf Akteneinsicht des NBG.  

 

Finden Sie anbei den Entwurf, welcher die Einsichtnahme durch eine bevollmächtigte Vertrauensperson beinhaltet, 

nebst der zwei Vorschläge für Erklärungen, auf welche im Entwurf verwiesen wird (Anlagen 1-3).   

 

Für Nachfragen stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung.  

 

 

Mit herzlichen Grüßen 

 

Im Auftrag 

Nina Grube 

 

 

Nina Grube 
Referentin 
BGE Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH 
Büro Berlin 
Kurfürstendamm 170  
10707 Berlin 
T  +49 5171 43 2104 
M +49 151 21958994 
nina.grube@bge.de 
www.bge.de 
Sitz der Gesellschaft: Peine, eingetragen beim Handelsregister AG Hildesheim (HRB 204918) 
Geschäftsführung: Stefan Studt (Vors.), Steffen Kanitz, Dr. Thomas Lautsch 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Staatssekretär Jochen Flasbarth 
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I. Gemeinsames Verständnis  

Das Standortauswahlgesetz (StandAG) regelt in § 8 Absatz 2 Satz 1 ein umfassendes Akteneinsichtsrecht:  

„Die Mitglieder [des Nationalen Begleitgremiums] erhalten Einsicht in alle Akten und Unterlagen des 

Standortauswahlverfahrens des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit, des Vorha-

benträgers, der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe sowie der geologischen Diens-

te."  

Zur Art und Weise der Akteneinsicht des Nationalen Begleitgremiums (NBG) in Unterlagen und Akten der 

Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) trifft das StandAG keine dezidierte Regelung. Stets zu 

beachten sind die Regelungsziele des StandAG. Aufgrund der gehobenen Stellung des NBG ist die Reich-

weite des Akteneinsichtsrechts des NBG weit auszulegen.   

In der Gesetzesbegründung, BT-Drs. 18/11398, wird ausdrücklich auf die notwendige Wahrung von Ver-

schwiegenheit eingegangen:  

„Soweit das Akteneinsichtsbegehren Unterlagen betrifft, die nicht nach dem Umweltinformationsge-

setz (UIG) herauszugeben sind, sind die Mitglieder gegebenenfalls zur Verschwiegenheit zu verpflich-

ten. Dies ist der Fall, wenn verfassungsrechtlich geschützte Güter durch eine Bekanntgabe bestimm-

ter Informationen verletzt werden können und das Interesse an der Geheimhaltung das öffentliche 

Interesse an der Veröffentlichung überwiegt. Auf Grundlage des geltenden UIG können neben indivi-

duellen Interessen und Rechten an den Unterlagen insbesondere öffentliche Belange eine Verschwie-

genheitsverpflichtung begründen. Geschützt werden z. B. materielle öffentliche Belange wie der Be-

stand des Staates, seine internationalen Beziehungen, die Funktions- und Handlungsfähigkeit der in-

formationspflichtigen Stellen, die Bewahrung der ordnungsgemäßen Rechtspflege sowie Verfahrens-

rechte der Betroffenen. Es wird davon ausgegangen, dass zur Zusammenarbeit zwischen dem Natio-

nalen Begleitgremium und dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie dem 

Vorhabenträger Vereinbarungen getroffen werden, die Reibungsverluste vermeiden." 

Die Anregung, eine Verfahrensvereinbarung zwecks reibungsloser Akteneinsichtnahmen zu schließen, 

wird mit der vorliegenden Vereinbarung zwischen NBG und BGE umgesetzt.  

Die Verfahrensweise gilt nicht für Einsichtnahmen oder die Bearbeitung von Unterlagen die als Ver-

schlusssache klassifiziert sind.  

Selbstverständlich ist für die Akteure die perspektivische Anpassung der Vereinbarung, insbesondere im 

Hinblick auf eine Änderung der Gesetzeslage und auf den technischen Fortschritt.   

Dem Wortlaut der gesetzlichen Regelung nach, steht das Akteneinsichtsrecht nur den Mitgliedern des 

Gremiums zu. Allerdings kann die Wahrnehmung von Akteneinsichtsrechten nach allgemeinen Regelun-

gen auf Bevollmächtigte übertragen werden und dem StandAG lassen sich keine Anhaltspunkte dafür 

entnehmen, dass das Akteneinsichtsrecht der Mitglieder ein höchstpersönliches Recht sein könnte. Da-

mit ist eine Wahrnehmung durch Dritte grundsätzlich möglich.  

So sieht auch die Geschäftsordnung (GO) des NBG in der Fassung vom 10.02.2017 konkret vor, dass das 

Gremium Mitglieder oder Dritte beauftragen kann, in Akten oder Unterlagen des Vorhabenträgers Ein-
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sicht zu nehmen (§ 10 Absatz 3 GO). Mindestens drei Mitglieder (bei 18 Mitgliedern: sechs) des NBG in-

formieren das NBG auf der nächsten Sitzung, wenn sie von sich aus Einsicht in An- und Unterlagen neh-

men (§ 10 Absatz 2 GO). Über das Ergebnis der Einsichtnahme berichten die Mitglieder und der ggf. be-

auftragte Dritte zeitnah dem NBG (§ 10 Absatz 3 GO).  

In der GO ist ferner geregelt, dass Beratungsunterlagen von Bedeutung nach Befassung und Beschluss 

als Drucksachen im Internet veröffentlicht werden (§ 11 Absatz 1 GO). Ausdrücklich werden auch Infor-

mationsmaterialien, Stellungnahmen, Gutachten und Unterlagen Dritter, die das NBG in seine Beratun-

gen mit einbezieht, als Materialien veröffentlicht (§ 11 Absatz 2 GO).  

In die Vereinbarung über das Prozedere von Einsichtnahmen in Unterlagen bzw. für die Übermittlung von 

angefragten Unterlagen ist mithin aufzunehmen, wie die von der BGE zu gewährleistende Wahrung von 

Verschwiegenheit umgesetzt wird.  

Eine Beschränkung des Zugangs, die einerseits den Mitgliedern und Beauftragten des NBG eine weitge-

hende Akteneinsicht ermöglicht, aber eine Verbreitung oder einen unbefugten Zugriff Dritter auf Kopien 

erschwert, kann auf verschiedene Arten vorgenommen werden. Eine Möglichkeit ist das Verbot von Fo-

to- oder Datenkopien einer Unterlage, wenn verfassungsrechtlich geschützte Güter durch eine Bekannt-

gabe der Unterlage verletzt werden können.  

Sollte eine umfassende öffentliche Verfügbarbarkeit von Untergrunddaten per Gesetz geregelt werden, 

was die Lösung der verfassungsrechtlichen Problematik voraussetzen würde, würde die Verschwiegen-

heitsverpflichtung für die Fälle der per Gesetz öffentlich verfügbaren Untergrunddaten überflüssig wer-

den. 

Es ist zu betonen, dass sich die BGE, bezüglich der Art und Weise der Akteneinsicht, grundsätzlich nach 

den Vorstellungen der Mitglieder des NBG zu richten hat. Die BGE ist gehalten, den Bedürfnissen des NBG 

hinsichtlich eines praktikablen Aktenzuganges weitestgehend entgegenzukommen. Wird eine bestimmte 

Art des Informationszugangs beantragt, also etwa auch die Übermittlung elektronischer Dokumente, so 

darf dieser Zugang nur aus gewichtigen Gründen auf eine andere Art eröffnet werden. Im Blick zu behal-

ten sind, neben dem zu gewährleistenden Geheimnisschutz, jedoch auch der Arbeitsaufwand für die BGE 

und die Auswirkungen auf deren Arbeitsfähigkeit.  

 

II. Verfahren   

 

a.a.a.a. BenachrichtigungBenachrichtigungBenachrichtigungBenachrichtigung    

Die Geschäftsstelle des NBG kündigt der BGE unter TransparenzTransparenzTransparenzTransparenz@bge.de@bge.de@bge.de@bge.de, der speziell für die Organisati-

on der Akteneinsichtsnahmen eingerichteten Emailadresse, bzw. in dringenden Fälle auch ergänzend 

telefonisch, die geplante Akteneinsicht an. Die Ankündigung erfolgt spätestens fünf Werktage vor der 

geplanten Einsichtnahme bzw. der gewünschten Übermittlung der Unterlagen und enthält genauere 

Angaben, deren Erforderlichkeit sich nach der Art und Weise der gewünschten Einsichtnahme bzw. 

Übermittlung richten. Sofern die Vorbereitungen der BGE mehr als fünf Werktage in Anspruch nehmen 
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werden, erreicht die Geschäftsstelle des NBG innerhalb von 2 Werktagen nach Eingang der Ankündigung 

per Email eine begründete Rückmeldung.  

Fall 1Fall 1Fall 1Fall 1: : : : Akteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGE----Standort durch Mitglieder des Gremiums  Standort durch Mitglieder des Gremiums  Standort durch Mitglieder des Gremiums  Standort durch Mitglieder des Gremiums      

In diesem Fall sollte die Benachrichtigung zu den Vorstellungen des NBG folgende Angaben be-

inhalten:   

- Standort, Datum und ungefährer Zeitrahmen 

- Namen der Mitglieder, die Einsicht nehmen  

- Benennung der Unterlagen bzw. Datensammlungen, in welche Einsicht genommen werden 

soll 

- Mitteilung, sofern mehr als zwei IT-Arbeitsplätze gewünscht werden, welche neben dem Zu-

griff auf das BGE eigene Dokumentenmanagementsystem (DMS) auch mit einem GIS-Viewer 

ausgestattet sind.  

- Angabe, ob eine Begleitung durch Mitarbeiter der BGE gewünscht ist  

 

Fall 2Fall 2Fall 2Fall 2: : : : Akteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGEAkteneinsicht an einem BGE----Standort durch Standort durch Standort durch Standort durch eine bevollmächtigte Vertrauenspeeine bevollmächtigte Vertrauenspeeine bevollmächtigte Vertrauenspeeine bevollmächtigte Vertrauensper-r-r-r-

son, die nicht son, die nicht son, die nicht son, die nicht Mitglied des Gremiums Mitglied des Gremiums Mitglied des Gremiums Mitglied des Gremiums istististist        

In diesem Fall sollte die Benachrichtigung zu den Vorstellungen des NBG folgende Angaben be-

inhalten:   

- Standort, Datum und ungefährer Zeitrahmen 

- Name der Vertrauensperson und Kopie der Bevollmächtigungsurkunde vorab als Scan, sofern es 

sich um die erste Einsichtnahme der Bevollmächtigten handelt (s. Formular Anlage 1)(s. Formular Anlage 1)(s. Formular Anlage 1)(s. Formular Anlage 1). 

Abhängig von der Funktion, welche die Vertrauensperson für das Gremium erfüllen soll, insbe-

sondere inwieweit die Person überhaupt Zugang zu Informationen unter der Voraussetzung ei-

ner Verschwiegenheitsverpflichtung erhalten soll, ist die Vollmacht auszugestalten. Dies liegt im 

Ermessen des NBG. Will das NBG zum Beispiel einen Auftrag erteilen, der im Wesentlichen darauf 

basiert, dass das NBG auf die Schlussfolgerungen der Vertrauensperson vertraut, ohne die Tat-

sachenbasis zu kennen, so ist diese Absicht in der Bevollmächtigung auszuführen. Eine genaue 

Beschreibung der Aufgaben der Vertrauensperson ist für die BGE erforderlich, damit die Ver-

schwiegenheitsverpflichtung angepasst werden kann. 

- Sofern mehrere Vertrauenspersonen für die Einsichtnahme vorgesehen sind: Angaben und Vor-

lage der Urkunde  

- Sofern die bevollmächtigte Vertrauensperson Einsicht in Unterlagen erhalten soll, die Informa-

tionen enthalten, durch deren Bekanntgabe verfassungsrechtlich geschützte Güter verletzt wer-

den können, während die an das NBG weiterzuleitenden Informationen jedoch auf aggregierte 

Daten und generalisierende Aussagen oder Bewertungen beschränkt werden sollen, ist eine un-

terzeichnete Erklärung der Vorsitzenden des NBG ((((enthalten inenthalten inenthalten inenthalten in    Formular Formular Formular Formular Anlage Anlage Anlage Anlage 1111))))    erforder-

lich. Mit dieser Erklärung verzichtet das Gremium gegenüber der Vertrauensperson  ausdrück-
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lich auf die Bitte um Offenbarung der Informationen, über die Verschwiegenheit zu bewahren 

ist. Die Erklärung ist der Benachrichtigung ebenfalls per Email vorab als Scan beizufügen.  

- Sofern die bevollmächtigte Vertrauensperson Einsicht in Einzeldaten oder Dokumente nehmen 

soll, welche nur unter dem Schutz der Verschwiegenheit von der BGE offenbart werden dürfen, 

ist eine unterzeichnete Verschwiegenheitsverpflichtung für Bevollmächtigte ((((enthalten in enthalten in enthalten in enthalten in 

Formular Formular Formular Formular Anlage Anlage Anlage Anlage 1111)))) als Scan vorab beizufügen. 

- Benennung der Unterlagen bzw. Datensammlungen, in welche Einsicht genommen werden soll 

- Mitteilung, sofern mehr als zwei IT-Arbeitsplätze gewünscht werden, welche neben dem Zugriff 

auf das BGE eigene Dokumentenmanagementsystem (DMS) auch mit einem GIS-Viewer ausge-

stattet sind.  

- Angabe, ob eine Begleitung durch Mitarbeiter der BGE gewünscht ist  

    

FallFallFallFall    3: Bitte um Übermittlung von Unterlagen zwecks Einsichtnahme auf dem Postweg / auf 3: Bitte um Übermittlung von Unterlagen zwecks Einsichtnahme auf dem Postweg / auf 3: Bitte um Übermittlung von Unterlagen zwecks Einsichtnahme auf dem Postweg / auf 3: Bitte um Übermittlung von Unterlagen zwecks Einsichtnahme auf dem Postweg / auf 

elekelekelekelektrtrtrtronischem Weg  onischem Weg  onischem Weg  onischem Weg      

In diesem Fall sollte die Benachrichtigung folgende Angaben beinhalten:    

- Genaue Bezeichnung der Unterlagen bzw. Datensammlungen, um deren Übermittlung gebeten 

wird  

- Genaue Bezeichnung des für die Übermittlung gewünschten Dateiformates 

- ggf. weitere technische Bedingungen  

- Verweis auf Beschluss des Gremiums, auf welchen die Bitte um Übermittlung zurückzuführen ist  

 

b.b.b.b. Prozedere vor Prozedere vor Prozedere vor Prozedere vor OrtOrtOrtOrt    

Nach den gesetzlichen Regelungen sind die Beschäftigten der BGE umfassend zum Schutz von Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnissen u.a.m. verpflichtet, nicht aber die Mitglieder des NBG. Der Schutz 

kann also bei Einsichtnahmen nur gewährleistet werden, wenn die BGE Unterlagen, über die Ver-

schwiegenheit zu wahren ist, nur nach Abschluss einer besonderen Verpflichtungserklärung zur Ver-

fügung stellt Der umfassende Schutz von Geschäftsgeheimnissen muss mithin durch eine Ver-

schwiegenheitsvereinbarung ermöglicht werden, weil die zivilrechtlichen Vorschriften nur einen lü-

ckenhaften Schutz gewährleisten.  

Grundsätzlich wird die Anfertigung von Foto- oder Datenkopien nur beschränkt, soweit dies im Inte-

resse der Gewährleistung der Wahrung von Verschwiegenheit, also insbesondere zum Schutz von 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen oder geistigem Eigentum, erforderlich ist.  

Im Hinblick auf Stellungnahmen, gutachterliche Stellungnahmen und Sachverständigengutachten 

ist im Einzelfall von der BGE zu prüfen, ob diese zum Schutz des geistigen Eigentums oder zum 
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Schutz anderer Güter nur unter der Voraussetzung einer Verschwiegenheitsverpflichtung offenbart 

werden können.   

Es ist deutlich darauf hinzuweisen, dass die Vorschriften des Urhebergesetzes auch für die Mitglieder 

des NBG und deren Beauftragte uneingeschränkt gelten.  Bei urheberrechtlich geschützten Werken 

haben auch die Mitglieder des NBG und deren Bevollmächtigte die Veröffentlichungs-, Vervielfälti-

gungs- und Verbreitungsrechte des Urhebers und deren Ausnahmen zu beachten. Verletzen Mitglie-

der oder Beauftragte ein Urheberrecht oder ein urheberrechtlich geschütztes verwandtes Schutz-

recht, können auch diese auf Unterlassung und Schadensersatz von den Verletzten verpflichtet wer-

den. Zudem ist die unbefugte Vervielfältigung oder Verbreitung strafbewehrt.   

Für die nachfolgenden Fälle und Varianten erfolgt zunächst eine Einsichtnahme durch die Vertrau-

ensperson des NBG zur gemeinsamen Feststellung über den Umfang von Dokumenten, an welchen 

Rechte privater Dritter oder andere Rechte bestehen. 

Ändert sich der Umfang im Zuge der Akteneinsicht, wird in gleicher Weise vor Ort verfahren. 

Unterlagen, welche das NBG zu veröffentlichen plant, sind der BGE im Zuge der Akteneinsicht anzu-

zeigen und von der BGE binnen sieben Werktagen dem NBG in der gewünschten, analogen oder 

elektronischen Form, zu übermitteln. Sofern die BGE durch die Bekanntgabe eines vom NBG für eine 

Übermittlung zwecks Veröffentlichung angefragten Unterlage die Gefahr der Verletzung verfas-

sungsrechtliche geschützter Güter sieht, ist die Entscheidung gegen eine Übermittlung zu begrün-

den und dem NBG binnen sieben Tagen zu übermitteln.  

    

(1)(1)(1)(1) Prozedere Prozedere Prozedere Prozedere Fall 1, Fall 1, Fall 1, Fall 1, Variante 1: Variante 1: Variante 1: Variante 1:     

Einsicht in Unterlagen, Datenbanken und Datensammlungen, für welche in Zuge der Ersteinsicht 

gemeinsam durch die Vertrauensperson und die BGE festgestellt wurde, dass keine Rechte pri-

vater Dritter oder andere verfassungsrechtlich geschützte Güter die Veröffentlichung hindern: 

keine weiteren Auflagen vor Einsichtnahme.  

 

(2)(2)(2)(2) Prozedere Fall 1, Variante 2: Prozedere Fall 1, Variante 2: Prozedere Fall 1, Variante 2: Prozedere Fall 1, Variante 2:     

Akteneinsicht u.a. in Unterlagen, Datenbanken und Datensammlungen, welche Unterlagen ent-

halten, die mit Rechten Dritter behaftet sind oder andere Informationen enthalten, über die 

Verschwiegenheit zu wahren ist: 

Vor der Einsichtnahme ist von jedem einzelnen teilnehmenden Mitglied eine Verschwiegen-

heitsverpflichtung zu unterzeichnen (s. Formular Anlage (s. Formular Anlage (s. Formular Anlage (s. Formular Anlage 2222)))).  

 

(3)(3)(3)(3) ProProProProzedere Fall zedere Fall zedere Fall zedere Fall     2222, Variante 1, Variante 1, Variante 1, Variante 1: : : :     

Akteneinsicht in Unterlagen, Datenbanken und Datensammlungen, die vorab angegeben wurde 

und bezgl. deren die BGE festgestellt hat, dass keine Rechte privater Dritter oder andere verfas-
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sungsrechtlich geschützte Güter die Veröffentlichung hindern:  bei nachgewiesener Bevollmäch-

tigung, keine weiteren Auflagen vor Einsichtnahme.  

 

(4)(4)(4)(4) Prozedere Fall  2, Variante 2: Prozedere Fall  2, Variante 2: Prozedere Fall  2, Variante 2: Prozedere Fall  2, Variante 2:     

Akteneinsicht u.a. in Unterlagen, Datenbanken und Datensammlungen, welche Unterlagen ent-

halten, die mit Rechten Dritter behaftet sind oder andere Informationen enthalten, über die 

Verschwiegenheit zu wahren ist: 

Voraussetzungen der Einsichtnahme sind nur die Vorlage eines Personalausweises und, bei Erst-

einsicht, die Übergabe der Originalurkunde, welche vorab nur als Scan übermittelt wurde (s. (s. (s. (s. 

Formular Anlage Formular Anlage Formular Anlage Formular Anlage 1111)))). 

 

 

 

c.c.c.c. Technische Hinweise Technische Hinweise Technische Hinweise Technische Hinweise     

Bei der Einsichtnahme werden nur Datenverarbeitungssysteme verwendet, welche die BGE zur Verfü-

gung stellt. Gleiches gilt für Vervielfältigungen, die ebenfalls nur mit BGE-Geräten erfolgen dürfen.  

Um dies zu gewährleisten, werden bei den Geräten zur Einsichtnahme in elektronische Unterlagen die 

Internetverbindung einschließlich Mailmöglichkeiten abgeriegelt. 

Sofern um Übermittlung auf elektronischem Wege gebeten wird, kann die BGE auch auf ggf. zu diesem 

Zeitpunkt bereits getätigte Veröffentlichung der Unterlage hinweisen.   

 

  



 

 

Bevollmächtigung einer Vertrauensperson und Vereinbarung über die Verschwiegenheit 

Die Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums bevollmächtigen die folgende Vertrauensperson zur 

Einsicht in Akten und Unterlagen der Bundesgesellschaft für Endlagerung mbh (BGE) - als Vorhaben-

trägerin im Standortauswahlverfahren - gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 Standortauswahlgesetz (StandAG): 

Titel, Name: 

Institution: 

Straße: 

PLZ, Ort: 

Tel.: 

E-Mail: 

 

Vereinbarung über die Verschwiegenheit: 

Die o.g. Vertrauensperson ist darüber belehrt worden, dass ihr als Bevollmächtigte des Nationalen 

Begleitgremiums gemäß § 8 Abs. 2 S. StandAG ein vollumfängliches Akteneinsichtsrecht zusteht. Die 

Akten und Unterlagen der Vorhabenträgerin enthalten Informationen, über die Verschwiegenheit zu 

wahren ist. Zum einen bestehen an Unterlagen Rechte Dritter. Dabei handelt es sich im Einzelnen 

um: 

• Personenbezogene Daten 

• Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheberrechte 

• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Zudem kann auch der Schutz anderer verfassungsrechtlich geschützter Güter eine Offenbarung nur 

unter der Voraussetzung der Verschwiegenheitsverpflichtung begründen.  

Die o.g. Vertrauensperson verpflichtet sich dazu, die Informationen, an welchen Rechte Dritter in 

dem genannten Umfang bestehen oder wenn durch eine Veröffentlichung eine Verletzung verfas-

sungsrechtlich geschützter Güter möglich ist, nicht an andere Personen weiterzugeben, zu veröffent-

lichen oder für eigene Zwecke zu nutzen.  

Diese Verpflichtung umfasst ausdrücklich auch die Weitergabe an die Mitglieder des Nationalen Be-

gleitgremiums.  

Die Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums verzichten gegenüber der Vertrauensperson aus-

drücklich auf die Offenbarung der Informationen, an welchen Rechte Dritter bestehen, oder wenn 

durch die  Veröffentlichung der Information die Gefahr der Verletzung anderer verfassungsrechtlich 

geschützter Güter besteht. 

Diese Bevollmächtigung ist für einen Zeitraum von […] gültig. Sie kann jederzeit durch das Nationale 

Begleitgremium wiederrufen werden.  

Der Vorhabenträgerin steht das Recht zu, die angekündigte Einsichtnahme durch die o.g. Vertrau-

ensperson zu versagen, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Vertrauensperson gegen die 

Pflicht zur Verschwiegenheit verstoßen hat. Die Anhaltspunkte sind gegenüber dem Nationalen Be-

gleitgremium darzulegen. 



 

 

Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht uneingeschränkt fort. Sie endet in Bezug auf einzelne In-

formationen ausschließlich dann, wenn die Informationen durch die Vorhabenträgerin oder andere 

am Standortauswahlverfahren Beteiligte der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 

[Datum  

Unterschrift Vertrauensperson 

Unterschrift NBG 

Unterschrift BGE] 



 

 

Verschwiegenheitsvereinbarung für Mitglieder des NBG 

 

Titel, Name: 

Straße: 

PLZ, Ort: 

Tel.: 

E-Mail: 

 

Vereinbarung: 

Die Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums sind gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 Standortauswahlgesetz 

(StandAG) berechtigt, Einsicht in alle Akten und Unterlagen der Bundesgesellschaft für Endlagerung 

mbH (BGE) - als Vorhabenträgerin im Standortauswahlverfahren - zu nehmen. 

Die Akten und Unterlagen der Vorhabenträgerin enthalten Informationen, über die Verschwiegenheit 

zu wahren ist. Zum einen bestehen an Unterlagen Rechte Dritter. Dabei handelt es sich im Einzelnen 

um: 

• Personenbezogene Daten 

• Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheberrechte 

• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Zudem kann auch der Schutz anderer verfassungsrechtlich geschützter Güter eine Offenbarung nur 

unter der Voraussetzung der Verschwiegenheitsverpflichtung begründen.  

Das o.g. Mitglied des Nationalen Begleitgremiums verpflichtet sich dazu, die Informationen, an wel-

chen Rechte Dritter in dem genannten Umfang bestehen oder wenn durch eine Veröffentlichung 

eine Verletzung verfassungsrechtlich geschützter Güter möglich ist, nicht weiterzugeben, zu veröf-

fentlichen oder für eigene Zwecke zu nutzen.   

Die Pflicht zur Verschwiegenheit besteht uneingeschränkt fort. Sie endet in Bezug auf einzelne In-

formationen ausschließlich dann, wenn die Informationen durch die Vorhabenträgerin oder andere 

am Standortauswahlverfahren Beteiligte der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 

 

[Datum 

Unterschrift Mitglied NBG 

Unterschrift BGE] 
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